
26. Ministerrat 
5. September 2018 

 
 
 

MITTEILUNGEN UND RESOLUTIONEN 
 
 
1.  Schreiben des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung vom 31. Juli 

2018, mit dem der Beschluss Nr. 862 betreffend „Schulschikurs-Offensive“ 
vorgelegt wird. 

 
2.  Schreiben der SPÖ Oberösterreich, Bezirksorganisation Linz-Land, vom 

17. Mai 2018, mit dem ein Antrag vom 4. Mai 2018 betreffend „Unser Gesund
heitssystem darf nicht zu Lasten der Patientinnen und Patienten ausgehöhlt 
werden“ vorgelegt wird. 

 
3.  Schreiben der SPÖ Oberösterreich, Bezirksorganisation Linz-Land, vom 

17. Mai 2018, mit dem ein Antrag vom 4. Mai 2018 betreffend „Pensionsbe
zieherInnen mit Ausgleichszulage sollen auch das Recht auf Rückerstattung 
der sogenannten „Negativsteuer“ bekommen!“ vorgelegt wird. 

 
4.  Schreiben der SPÖ Oberösterreich, Bezirksorganisation Rohrbach-Berg vom 

5. Juli 2018, mit dem zwei Resolutionen betreffend „Klares Bekenntnis zu So
zialpartnerschaft und Pflichtmitgliedschaft, keine Schwächung der Arbeitneh
mer-Interessenvertretung sowie „Weiterentwicklung unseres hervorragenden 
Gesundheitssystems“ vorgelegt werden. 

 
5.  Schreiben des Verbands Österreichischer Tierschutzorganisationen „pro-tier“ 

vom 5. Juli 2018, mit dem ein Tierschutz-Memorandum zur EU-
Ratspräsidentschaft Österreichs vorgelegt wird. 

 
6.  Schreiben des Kärntner Heimatdienstes vom 13. Juli 2018, mit dem eine Ent

schließung der Hauptversammlung vom 7. Juli 2018 vorgelegt wird. 
 
7.  Schreiben des Bürgermeisters von Villach vom 12. Juli 2018, mit dem eine 

Resolution vom 11. Juli 2018 betreffend „Freistellungsanspruch für Arbeit
nehmerInnen im freiwilligen Katastrophen- und Rettungsdienst“ vorgelegt wird. 

 
8.  Schreiben des Bürgermeisters von Villach vom 12. Juli 2018, mit dem eine 

Resolution vom 11. Juli 2018 „gegen die geplante Abschaffung der Allgemei
nen Unfallversicherung“  vorgelegt wird. 

 
9.  Schreiben des Bürgermeisters von Fresach vom 14. August 2018, mit dem 

eine Resolution vom 30. Juli 2018 betreffend „Lockerung der Datenschutz-
Grundverordnung“ vorgelegt wird. 

 
10.  Schreiben des Bürgermeisters von Zeltweg vom 17. Juli 2018, mit dem eine 

Resolution vom 28. Juni 2018 betreffend „Für ehrenamtliches Engagement in 
der Gemeinde – gegen die 60h Woche!“ vorgelegt wird. 

 



11.  Schreiben des Bürgermeisters von Blumau-Neurißhof vom 19. Juli 2018, mit 
dem eine Resolution vom 12. Juni 2018 betreffend „Abschaffung des Pflege
regresses“ vorgelegt wird. 

 
12.  Schreiben von 14 Gemeinden/Stellen (Raaba-Grambach, Reichraming, Kol

lerschlag, Weyer an der Enns, Micheldorf, Vöcklamarkt, Ohlsdorf, Gallneukir
chen, Ottensheim, Liezen, Kirchstetten, Lambach, Aschach, Vorchdorf), mit 
denen Resolutionen betreffend "Lehre für Asylwerbende in Mangelberufen" 
vorgelegt werden. 


